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Eine Präsidentschaft der ruhigen Hand? 
Anspruch und raue Wirklichkeit des slowenischen Ratsvorsitzes 
Kai-Olaf Lang / Tomislav Maršić 

Sloweniens Vorsitz im Rat der Europäischen Union wird von der europäischen Öffent-
lichkeit primär als Präsidentschaft eines kleinen, »jungen« Mitgliedslandes wahr-
genommen. Auch die slowenische Regierung betont immer wieder, dass sie angesichts 
ihrer Debütantenrolle und deutlich begrenzter Ressourcen keine spektakulären Initia-
tiven lancieren, sondern sich auf Prozessmanagement in wenigen Handlungsfeldern 
konzentrieren wolle. Neben den von Ljubljana als vorrangig definierten Themen avan-
cierte die Westbalkanproblematik zur einzigen slowenischen »Superpriorität«. Dabei 
ist Slowenien darauf bedacht, Fehlleistungen zu vermeiden und mit ruhiger Hand zu 
führen. Ein solcher bescheidener und bedachtsamer Stil hat in der gegenwärtigen 
Situation der EU zwei Vorteile: Zweifel an der Europafähigkeit neuer Mitgliedstaaten 
können zerstreut werden, und das Ausbleiben weitreichender politischer Vorstöße 
wirkt in der heiklen Ratifizierungsperiode stabilisierend. Jedoch wurde die Regierung 
dem derart aufgebauten Image nicht gerecht. In den ersten Wochen etwa preschte 
Ljubljana in einigen Fragen etwas unbedacht vor. 

 
Als Premierminister Janez Janša Mitte 
Januar vor dem Europäischen Parlament 
die Prioritäten der slowenischen Ratspräsi-
dentschaft verkündete, erklärte er, sein 
Land wolle nicht mit anderen um einen 
Platz im Rampenlicht wetteifern. Slo-
wenien werde sich den anstehenden Auf-
gaben »verantwortungsvoll« widmen und 
sich der »wirklichen Probleme« annehmen. 
Mit diesen Worten machte der Regierungs-
chef deutlich, mit welchem Verständnis 
Ljubljana den Vorsitz auszuüben gedenkt: 
Als kleines Land mit einem überschaubaren 
diplomatischen Apparat und limitierten  

administrativen Ressourcen, als Neu-
mitglied und erster Staat aus Ostmittel-
europa, der eine EU-Präsidentschaft über-
nimmt, so die Botschaft, werde man von 
aufsehenerregenden Initiativen absehen 
und seine Anstrengungen auf wenige 
Schwerpunkte konzentrieren. 

Die grundsätzliche Idee einer solchen 
unspektakulären Präsidentschaft korres-
pondiert auf den ersten Blick gut mit über-
geordneten politischen Erfordernissen in 
der EU. In der einsetzenden Phase der Rati-
fizierung des Lissabon-Vertrags ist es mit 
Blick auf »kritische« Staaten durchaus  



sinnvoll, das Profil niedrig zu halten und 
keine kontroversen Großprojekte der euro-
päischen Integration anzustoßen. 

Gleichwohl zeigte dieses Bild bereits in 
den ersten Wochen Risse. So sorgte Janša 
mit der schroffen Zurückweisung des fran-
zösischen Vorschlags einer Mittelmeer-
union früh für Irritationen. Überdies 
können Pannen wie das Durchsickern 
interner diplomatischer Dokumente das 
Vertrauen in die Professionalität neuer 
Mitglieder untergraben. 

Die innenpolitische Gemengelage 
kommt dem Regierungschef dabei keines-
wegs zupass: Die Regierung Janša hat sich 
mit einem Beliebtheitstief und einer linken 
Opposition auseinanderzusetzen, die in 
den Umfragen führt. Die Gegner der rechts-
zentristischen Koalition warten nur auf 
Schnitzer während der Ratspräsidentschaft, 
die sie für die im Herbst anstehenden Par-
lamentswahlen ausnutzen können. Dies 
dürfte die Nervosität der Regierung noch 
verstärken, da sie für jeden Missgriff nicht 
nur außen-, sondern vor allem auch innen-
politisch zu büßen haben wird. 

Vor diesem Hintergrund ist Slowenien 
weniger daran gelegen, offensiv eine eigene 
Tagesordnung zu setzen, sondern mehr 
daran, die gleichsam vorgegebene Agenda 
der EU bei der institutionellen Reform, der 
Revitalisierung der europäischen Volkswirt-
schaften und im internationalen Umfeld 
ohne größere Fehlschläge abzuarbeiten. 

Programmatische Schwerpunkte 
Daher musste die Regierung bei der Gestal-
tung ihres politischen Programms nicht 
allzu kreativ sein. Eine gewisse Ausnahme 
bilden die Vorarbeiten für den jüngst ver-
abschiedeten und im Prozess der Ratifika-
tion befindlichen Lissaboner Vertrag. Slo-
wenien arbeitet einen Zeitplan zur Vorab-
implementierung bestimmter Maßnahmen 
aus. Dabei geht es vor allem um unterstüt-
zende Strukturen für die neue zweieinhalb-
jährige Präsidentschaft des Europäischen 
Rats, die im Lissaboner Vertrag jedoch nicht 
explizit vorgesehen ist. Zudem ist das Ver-

fahren für laufende Gesetzgebungsprozesse 
zu klären, bei denen das Europäische Parla-
ment in Zukunft das Recht zur Mitentschei-
dung haben wird. 

Auf der breitgefächerten Ratsagenda 
stehen programmatisch überdies vor allem 
strategische wirtschaftspolitische Projekte. 
So hat Slowenien angekündigt, eine poli-
tische Debatte über den Mehrwert der Lissa-
bonstrategie und eventuelle Anpassungen 
führen zu wollen. Žiga Turk, Minister für 
Entwicklung, deutete an, dass er »Kreativi-
tät« als Bedingung für Innovation stärker 
in den Vordergrund rücken werde, wobei 
jedoch fraglich bleibt, wie diese gemessen 
oder bewertet werden soll. 

Ein weiteres Schlüsselthema der slowe-
nischen Ratsagenda ist die Energie- und 
Klimapolitik. Substantielle Fortschritte 
bei der Liberalisierung des Energiemarktes 
bis zum Ende der Ratspräsidentschaft sind 
insbesondere angesichts des deutschen 
und französischen Widerstands gegen 
eine Trennung von Energieversorgern und 
Stromnetzen wichtig, aber sehr schwer 
zu erreichen. Dabei steht zudem noch die 
Behandlung des Themas im Juni im Euro-
päischen Parlament bevor. Fraglich bleibt 
auch, ob sich die nachfolgende französische 
Präsidentschaft das Heft in diesem wichti-
gen Politikfeld aus der Hand nehmen lässt. 

In der Klimapolitik besteht die Haupt-
aufgabe in der Vorbereitung einer natio-
nalen Aufteilung der »Lasten«, die geschul-
tert werden müssen, um die angekündigte 
Senkung des Ausstoßes von Treibhausgasen 
um 20% und die Anhebung des Anteils er-
neuerbarer Energien auf 20% zu erreichen – 
Ziele, die der vorsitzende Umweltminister 
Janez Podobnik während ihrer Aushand-
lung entschieden unterstützt hatte. Die 
Präsidentschaft wird hier vor allem ver-
suchen, auf einen größeren Beitrag der ost-
europäischen Staaten zur Reduzierung 
der Emissionen zu drängen. 

In der Außenpolitik stehen Verhand-
lungen über ein neues Partnerschafts-
abkommen der EU mit Russland an. Für 
Slowenien besteht die Aufgabe zunächst 
in der Vorbereitung der Gespräche, die im 
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Juni beginnen sollen. Während sich die 
Interessenunterschiede der EU-Mitglied-
staaten nach dem Einlenken Polens im 
Streit um Fleischexporte nach Russland 
abgemildert haben, ist fraglich, ob Russ-
land überhaupt Interesse an einem neuen 
Abkommen hat, das ihm neue Verpflich-
tungen auferlegt. 

Westlicher Balkan 
Mit dem westlichen Balkan steht eine 
Region auf der Agenda, bei der sich stra-
tegische Interessen Sloweniens mit der Not-
wendigkeit akuten Konfliktmanagements 
verschränken. Aufgrund seiner starken 
wirtschaftlichen Verflechtung, seiner geo-
politischen Lage und somit auch seiner 
Sicherheitsinteressen hat Slowenien bereits 
frühzeitig angekündigt, den thematischen 
Schwerpunkt seiner Ratspräsidentschaft 
auf die Heranführung dieser Länder an die 
EU zu legen. Als Mitte 2007 jedoch klar 
wurde, dass im UN-Sicherheitsrat eine 
einvernehmliche Lösung für das Status-
problem des Kosovo nicht gefunden werden 
kann, mussten die großen politikgestalte-
rischen Würfe einer weitgehend situativen 
Agenda weichen. 

Die Abfolge der Ereignisse hätte nicht 
dramatischer inszeniert werden können. 
Slowenien als erste souveräne Teilrepublik 
des ehemaligen Jugoslawien hatte sich 
der letzten großen offenen Frage des jugo-
slawischen Nachlasses anzunehmen. Vor 
allem das Außenministerium geriet zu-
nächst in turbulente Fahrwasser. 

Anfang Januar eskalierte mit Kroatiens 
Proklamation einer Umweltschutz- und 
Fischereizone ein Konflikt, bei dem Slo-
wenien einen Zugang zu internationalen 
Gewässern durchzusetzen versucht. Der slo-
wenische Außenminister Rupel – wenn 
auch nicht in seiner Eigenschaft als Rats-
vorsitzender – reagierte ungewöhnlich 
scharf mit der Setzung eines siebentägigen 
Ultimatums, bis zu dessen Ablauf Kroatien 
seine Proklamation widerrufen könne. 

Ein veritabler Lapsus unterlief der slo-
wenischen Diplomatie, als Informationen 

über Gespräche an die Öffentlichkeit ge-
langten, die im Dezember 2007 in Washing-
ton auf hoher Ebene zwischen slowe-
nischen und US-Diplomaten zum Thema 
Kosovo geführt worden waren. Problema-
tisch erschien vor allem der leichtfertige 
Umgang mit sensiblen Materialien. Noch 
dazu entstand der Eindruck, als habe Slo-
wenien von den USA Weisungen erhalten. 
Die Affäre zwang den politischen Direktor 
im slowenischen Außenamt zum Rücktritt. 

In dem Gesprächsdokument, in welchem 
die USA auf eine schnelle Anerkennung des 
Kosovo dringen, wurden auch Optionen zur 
völkerrechtlichen Absicherung des anste-
henden EU-Polizeieinsatzes diskutiert. Diese 
Frage ist angesichts ihrer Umstrittenheit im 
UN-Sicherheitsrat besonders heikel. Vor 
allem Russland und Serbien sind der Auf-
fassung, dass hierfür eine neue Resolution 
des Sicherheitsrates notwendig ist. Ins-
besondere der Dissens mit Russland birgt 
größeres Konfliktpotential, da der Kreml 
für den Fall einer Umgehung des Sicher-
heitsrates eine »adäquate Reaktion« ankün-
digte. 

Mit Blick auf Serbien, wo Präsident-
schaftswahlen stattfanden, musste Slo-
wenien einen Vorschlag für ein fast-track-
Verfahren zur EU-Annäherung Serbiens 
zurückziehen und sich aufgrund der Un-
nachgiebigkeit vor allem der Niederlande 
auf das Angebot eines »politischen Abkom-
mens« einlassen, das mit der Aussicht auf 
Abschaffung von Einreisevisa indirekt dem 
reformistischen Kandidaten Boris Tadić 
Wahlkampfhilfe leistete, von dem rechts-
konservativen Partner seiner Regierungs-
partei aber zunächst abgelehnt wurde. 

Neben den Aufgaben des Konflikt-
managements hat Premierminister Janša 
wiederholt die seit Jahren prekäre innen-
politische Situation im ethnisch geteilten 
Bosnien-Herzegowina angesprochen, ohne 
dabei jedoch konkrete Initiativen zu nen-
nen, die Slowenien im Rahmen seiner EU-
Präsidentschaft lancieren könnte. Fragen 
zur Zukunft der Region sollen auf einer 
Geberkonferenz zum Abschluss der Präsi-
dentschaft ausführlich behandelt werden. 
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Ein Neuling am Steuer 
Slowenien versucht seinen Halbjahrsvorsitz 
im Rat der Europäischen Union als pro-
blemorientierte Präsidentschaft der realis-
tischen Ambitionen und der Kontinuität 
zu präsentieren. So betont es denn auch, 
dass sein Vorsitz und seine inhaltliche Aus-
richtung eng in das Arbeitsprogramm der 
Trio-Präsidentschaft mit Deutschland und 
Portugal eingebunden seien, und beteuert, 
dass die Koordination mit beiden Vorsitz-
partnern in mehreren Themenfeldern 
erfolgreich verlaufe. In der Tat bringt das 
Land gute Voraussetzungen mit, um sich 
als teamfähiger und auf Interessen-
ausgleich bedachter Vorsitz zu profilieren. 

So hat sich Slowenien unter den neuen 
Mitgliedsländern als konstruktiver und 
wenig kantiger Akteur erwiesen. Auch mit 
Blick auf sozialökonomische Fragen hebt 
sich das Land von der radikal marktorien-
tierten Sicht einiger Neumitglieder ab. 
Nach einer von einem relativ hohen Ent-
wicklungsstand ausgehenden Strategie des 
gradualistischen Übergangs hat Slowenien 
den Anschluss an das Niveau der alten 15er-
EU geschafft. Trotz einer beachtlichen 
innenpolitischen Polarisierung und Einzel-
erfolgen radikaler Politiker ist das Land 
bisher von einer populistischen Welle ver-
schont geblieben, wie sie in anderen Län-
dern Ostmitteleuropas zu beobachten ist. 

Allerdings könnte Slowenien Gefahr 
laufen, dass es dieses günstige Potential für 
seine Präsidentschaft nicht ausschöpft. 
Seine betonte Bescheidenheit, das fehlende 
politische Gewicht sowie handwerkliche 
Unzulänglichkeiten scheinen die größten 
Risiken darzustellen. So stand das bewusst 
flach gehaltene slowenische Präsident-
schaftsprofil zumindest in den ersten 
Wochen fast schon im Schatten der früh-
zeitig ausgelösten Impulse des nachfolgen-
den französischen Vorsitzes. Dass es Slo-
wenien bei grundlegenden Abstimmungs-
aufgaben an Durchschlagskraft fehlt, 
deutet sich auch in der Diskussion über das 
Stabilisierungs- und Assoziierungsabkom-
men der EU gegenüber Serbien an. Gerade 
die Effizienz Ljubljanas in der Westbalkan-

politik wird aber der wesentliche Prüfstein 
für die spätere Beurteilung Sloweniens sein 
– weitere unbedachte Äußerungen würden 
insofern besonderen Schaden anrichten. 
Auch im Streit um konkrete Ergebnisse in 
der Energiepolitik könnte Slowenien rasch 
an Grenzen stoßen. 

Bereits kurz nach Übernahme der Präsi-
dentschaft durch das Neumitglied Slo-
wenien zeichnen sich somit einige Merk-
posten ab, die mit Blick auf künftige Vor-
sitze von »Novizen« (diese werden in allen 
präsidierenden Dreiergruppen präsent sein) 
berücksichtigt werden könnten. 

 Alle Neulinge sind primär darauf 
bedacht, größere technische oder orga-
nisatorische Fehler zu vermeiden. Ent-
sprechend werden sie auch daran inter-
essiert sein, durch Personal- und Erfah-
rungsaustausch Expertise zu importie-
ren. Für Partner, die sich intensiv an der-
lei Maßnahmen beteiligen, bieten sie die 
Chance auf einen intensivierten inhalt-
lichen Dialog etwa über die künftigen 
Präsidentschaftsprioritäten. Dies dürfte 
insbesondere für die kommenden Vor-
sitze mitteleuropäischer Länder gelten – 
die Tschechische Republik, Ungarn und 
Polen –, die aufgrund ihrer Größe bzw. 
ihres Selbstverständnisses durchaus Am-
bitionen haben werden, auch als Agenda-
Setter zu wirken, und daher nach Freun-
den und Wegbegleitern suchen. 
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 Die in vielen ostmitteleuropäischen 
Ländern bekanntermaßen unsicheren 
und zerklüfteten parteipolitischen 
Verhältnisse sowie Rivalitäten unter 
außenpolitischen Akteuren könnten in 
einigen Staaten einem glatten Verlauf 
von Präsidentschaften entgegenstehen. 

 Der unter den Voraussetzungen des 
Lissabon-Vertrags geltende Modus des 
Vorsitzes im Europäischen Rat wird ge-
rade den in diesem Rahmen bisher nicht 
in Erscheinung getretenen Neulingen 
Möglichkeiten zur Profilierung nehmen. 
Sie werden daher in besonderem Maße 
den Kontakt zum Präsidenten bzw. 
Hohen Vertreter suchen – oder verstärkt 
über die Fachräte eigene Akzente setzen. 
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